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Antwort 

der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ingrid Koppe und der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 12/1864 — 


Kenntnis der Bundesregierung von Stasi-Verbindungen des ehemaligen 
Bundesministers Lothar de Maiziere (II.) 


Von fünfzehn Einzelfragen in meiner gleichüberschriebenen Kleinen 
Anfrage beantwortete die Bundesregierung kürzlich zehn durch Ver- 
weisung oder durch ein einzelnes Wort, vier weitere mit einem Satz 
(Drucksache 12/1548). Ferner wird mehrfach und auf eine Antwort des 
Bundesministers des Innern vom 28. März 1991 auf meine schriftlichen 
Fragen (Dnicksache 12/340 S. 7) verwiesen, obwohl hierin auf die nun 
erfragten Themen gar nicht eingegangen wird. 


Zu dem in der Kleinen Anfrage enthaltenen Themenkomplex hat 
die Bundesregierung bereits im Rahmen mehrerer parlamen- 
tarischer Anfragen Stellung genommen (Drucksachen 12/340, 
12/1548, Stenographischer Bericht 52. Sitzung vom 30. Oktober 
1991 S. 4330 und 4331). Die in der Antwort der Bundesregierung 
vom 13. November 1991 (Drucksache 12/1548) auf die Kleine 
Anfrage vorgenommenen Verweisungen entsprachen daher den 
Sacherfordemissen. 


1. Trifft die Darstellung des SPIEGEL vom 14. Oktober 1991 sinnge- 
mäß zu, wonach der Bundesnachrichtendienst (BND) am 28. Fe- 
bruar 1990 während einer Besprechung im Bundeskanzleramt eine 
„Warnung" vor der Stasi-Mitarbeit Lothar de Maizieres ausgespro- 
chen und diese im März 1990 gegenüber dem Kanzleramt „nachge- 
wiesen" habe? 

2. Falls dies nicht zutrifft: wann sonst erhielt das Bundeskanzleramt 
jeweils welche diesbezüglichen Informationen durch den Bundes- 
nachrichtendienst? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Staatsministers beim Bundeskanzler, Bernd 
Schmidbauer, vom 9. Januar 1992 übermittelt 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext . 
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Der Bundesnachrichtendienst (BND) hat in den ersten Monaten 
des Jahres 1990 das Bundeskanzleramt über Hinweise auf angeb- 
liche MfS-Zusammenarbeit von DDR-Politikem informiert. Diese 
bezogen sich auch auf Herrn Lothar de Maiziere. Entgegen der 
Darstellung des SPIEGEL vom 14. Oktober 1991 gab es keine 
„Warnung“. Eine solche würde dementsprechend weder im März 
1990 noch zu einem anderen Zeitpunkt gegenüber dem Kanzler- 
amt „nachgewiesen". 

i 

3. Zu welchen Terminen erhielt das Bundeskanzleramt jeweils münd- 
lich oder schriftlich jeweils welche diesbezüglichen Informationen 
durch das Bundesamt für Verfassungsschutz? 


Die Bundesregierung verweist auf ihre Antwort vom 28. März 
1991 auf die schriftliche Anfrage der Abgeordneten Ingrid Koppe 
(Drucksache 12/340). Im übrigen hat das Bundesamt für Verfas- 
sungsschutz verschiedentlich anläßlich von Besprechungen im 
Bundeskanzleramt über diesen Infqrmationsstand berichtet. 


4. Wann erhielt das Bundeskanzleramt durch welche sonstigen Stel- 
len oder Personen welche diesbezüglichen Hinweise? 

Hat insbesondere der heutige Bundesminister für Verkehr dem 
Bundeskanzler einen solchen Hinweis gegeben? 


Zur ersten Teilfrage verweise ich auf die Antwort zu Frage 3. 
Die zweite Teilfrage ist mit Nein zu beantworten. 


5. Um wieviel Uhr und mit welchen Teilnehmern hat jene in Frage 1 
genannte Besprechung stattgefunden? 

War der Teilnehmerkreis identisch mit jenem der Besprechung in 
Sachen Schalck/KoKo am gleichen Tag? 

An der Besprechung um 14.15 Uhr nahmen Staatsminister Dr. 
Stavenhagen mit zwei Mitarbeitern sowie Präsident Dr. Wieck mit 
vier Mitarbeitern teil. 

Die zweite Teilfrage ist mit Ja zu beantworten. 


6. Aus welchen Gründen mußte (laut SPIEGEL) der Bundesnachrich- 
tendienst seine diesbezüglichen „Ermittlungen" an das Bundesamt 
für Verfassungsschutz (BfV) abgeben? 


Die Frage unterstellt einen nicht gegebenen Sachverhalt. 


7, Welche Weisungen hat das Bundeskanzleramt bzw. das Bundes- 
ministerium des Innern in der genannten Besprechung oder zu 
anderen Zeitpunkten dem Bundesnachrichtendienst sowie dem 
Bundesamt für Verfassungsschutz erteilt für deren jeweilige Re- 
cherchen nach Lothar de Maizieres Stasi-Verbindungen sowie für 
deren Zusammenarbeit in dieser Angelegenheit? 
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Es hat keine Aufträge gegeben, interne Stasi- Verbindungen von 
Parteien der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 
oder ihrer Funktionsträger gezielt aufzuklären. 


8. Welche diesbezüglichen Informationen und Hinweise in dieser 
Sache übermittelten Bundesnachrichtendienst und Bundesamt für 
Verfassungsschutz einander jeweils zu welchem Zeitpunkt? 

9. Trifft die kürzliche Erklärung des BND-Abteüungsleiters Volker F. 
gegenüber dem 1. Untersuchungsausschuß zu, wonach der Bundes- 
nachrichtendienst dem Bundesamt für Verfassungsschutz am 
19. März 1990 zwei entsprechende Hinweise übermittelt habe und 
umgekehrt das Bundesamt für Verfassungsschutz vom Bundes- 
nachrichtendienst am 8. März 1990 entsprechende Hinweise erhal- 
ten habe, die der BND-Präsident in seinem o. g. Schreiben als noch 
„wesentlich detaillierter" bezeichnete? 

10. In welcher Weise sind auch diese detaülierten Hinweise des Bun- 
desamtes für Verfassungsschutz im Bundeskanzleramt aufgenom- 
men und umgesetzt worden? 


In dem Schriftwechsel zwischen BfV und BND vom 8. und 
19. März 1990 wurden Hinweise ausgetauscht, die sich auch auf 
Herrn Lothar de Maiziere bezogen. Zur Einschätzung dieser Hin- 
weise wird auf die Antwort der Bundesregierung vom 28. März 
1991 (Drucksache 12/340) und auf die Ausführungen von Bundes- 
minister Seiters am 31. Oktober 1991 vor dem 1. Untersuchungs- 
ausschuß (Protokoll der 23. Sitzung) verwiesen. 


11. Wann erhielt die Bundesregierung ggf. Kenntnis von Existenz oder 
Inhalt eines Dossiers mit schriftlichen Belegen über Lothar de Mai- 
zieres Stasi-Mitarbeit unter dem Decknamen „Czerny", welche die- 
sem laut „BamS" vom 13. Oktober 1991 im Dezember 1989 auf 
seine Bitten hin übergeben worden sein sollen? 

12. Wann erhielt die Bundesregierung ggf. Kenntnis davon, daß Lothar 
de Maiziere derartige Hinweise und Belege (ggf. wann) erhalten 
habe? 


Die Fragen unterstellen einen nicht gegebenen Sachverhalt. Auf 
die Antwort der Bundesregierung auf die mündlichen Fragen des 
Abgeordneten Dr. Eberhard Brecht in der Fragestunde des Deut- 
schen Bundestages vom 30. Oktober 1991 (Stenographischer Be- 
richt 52. Sitzung S. 4330 bis 31) wird verwiesen. 


13. Trifft die Meldung des SPIEGEL vom 9. September 1991 zu, wonach 
in der Gauck-Behörde Anfang August 1991 - also nach Abschluß 
des BMI-Berichts über Stasi- Verbindungen von Lothar de Maiziere 
vom 21. Februar 1991 - u. a. Spesenbelege, Quittungen und 
Namenslisten gefunden worden seien, die den Verdacht einer be- 
wußten Stasi-Mitarbeit Lothar de Maizieres unter dem Decknamen 
„Czerny" bestätigen? 

14. Trifft auch die weitere Meldung zu, wonach diese Unterlagen dem 
Bundeskanzler oder (welchen) anderen, ggf. auch ehemaligen Mit- 
gliedern der Bundesregierung noch vor dem 7. September 1991 be- 
kannt wurden, als Lothar de Maiziere seinen Rücktritt von allen 
Parteiämtern erklärte? 


Auf die Antwort der Bundesregierung vom 13. November 1991 zu 
den Fragen 10 und 11 der Kleinen Anfrage vom 18. Oktober 1991 
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wird verwiesen (Drucksache 12/1548). Nach diesem Zeitpunkt 
stand der Bundesregierung im übrigen kein Auskunftsrecht mehr 
zu über den Inhalt von Akten und sonstigen Unterlagen der Be- 
hörde des Sonderbeauftragten der Bundesregierung für die per- 
sonenbezogenen Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der 
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik, da mit dem 
Schlußbericht die Unterrichtung abgeschlossen war. Mit dem Ge- 
setz über die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehe- 
maligen Deutschen Demokratischen Republik steht der Bundes- 
regierung weiterhin kein Auskunftsrecht über den Inhalt von 
Akten und sonstigen Unterlagen der Behörde des Sonderbeauf- 
tragten der Bundesregierung für die personenbezogenen Unter- 
lagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik zu. 


15. Welche Mitglieder der Bundesregierung haben ggf. in welcher 
Weise und aus welchen Gründen auf Lothar de Maiziere einge- 
wirkt, einerseits im Dezember 1990 seinen Verzicht auf Regierungs- 
ämter und/oder andererseits im Herbst 1991 auf Parteiämter und 
Bundestagsmandat zu erklären? 


Auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 12 der Kleinen 
Anfrage vom 18. Oktober 1991 wird verwiesen (Drucksache 
12/1548). Auch über die Gründe für seinen Rücktritt von Partei- 
ämtern und Bundestagsmandat hat Herr Lothar de Maiziere sich 
öffentlich geäußert. 
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